
 
 
 

 

 

Fachbereich Steuern 
 

Verrechnungssteuerreform  

Aktueller Stand Mit der Verrechnungssteuerreform will der Bundesrat den Fremdkapitalmarkt 
Schweiz stärken und Schweizer Konzerne (sowie ausländische Konzerne mit 
wichtigen Aktivitäten in der Schweiz) veranlassen, ihre Obligationen mög-
lichst hier zu emittieren. Ausserdem sollen die Konzerne ihre ausländischen 
Finanzierungsstrukturen weitestgehend abbauen und die entsprechenden 
Tätigkeiten in der Schweiz ausüben. Gemäss dem Finanzdepartement weist 
die Reform ein «äusserst vorteilhaftes Kosten-Nutzen-Verhältnis» auf. Vor-
sichtshalber beziffert das Finanzdepartement die Kosten der Reform dennoch 
auf 200 Mio. Franken. 

Nachdem der Bundesrat im Juni und September 2019 die Eckwerte zur Ver-
rechnungssteuerreform beschlossen hat, wurde Anfang April die Vernehm-
lassung gestartet. Die Vorlage enthält breit akzeptierte Elemente, wie den 
Wechsel zum Zahlstellenprinzip für direkt gehaltene Schweizer Obligationen 
und andere Schweizer Zinspapiere. Auf Widerstand von Seiten der Finanz-
branche stösst hingegen der Vorschlag zu den ausländischen Fonds und den 
ausländischen strukturierten Produkten. Der Bundesrat will auch für diese ei-
nen Steuerabzug auf den Zinserträgen. Von den Banken wird darauf hinge-
wiesen, dass sie bei diesen Produkten ohne rechtzeitig erhaltene Informatio-
nen und/oder ohne Zahlung gar keinen tagfertigen Abzug vornehmen könn-
ten. Mit anderen Worten könnten sie die Vorgaben des Bundesrats bei vielen 
dieser ausländischen Produkte gar nicht umsetzen. Ausländischen Fonds 
könne der Schweizer Gesetzgeber auch nicht die rechtzeitige Lieferung der 
nötigen Informationen vorschreiben. Die Banken bevorzugen eine günstige 
Lösung, bei der möglichst alle Zahlstellenaufgaben dem Verwahrer von Wert-
schriften und Fonds (z.B. SIX Group) übertragen werden können. Wo dies 
nicht möglich ist, soll der Gesetzgeber entweder eine Lücke in der Steuersi-
cherung oder ein auf diese Sachverhalte beschränktes Meldeverfahren ak-
zeptieren. Ohne Anpassungen bei ausländischen Zinsprodukten besteht die 
Gefahr, dass die Verrechnungssteuerreform scheitert. 

Aus Industriesicht muss ein Scheitern der Reform unbedingt verhindert wer-
den. Am 11. Februar hat die OECD neue Transferpreis-Richtlinien zu Finanz-
transaktionen verabschiedet. Die neuen Vorgaben befassen sich mit der kon-
zerninternen Finanzierung (Vorgaben für konzerninterne Darlehen, Cash 
Pools etc.). Sollen Schweizer Konzerne den neuen Vorgaben entsprechen 
können, müssen sie endlich die Möglichkeit haben die gesamte Finanzierung 
aus der Schweiz zu tätigen und ihre Obligationen (zum Vorteil des Schweizer 
Fiskus) aus der Schweiz zu emittieren. Die im Fremdkapitalbereich für Indust-
rie, Banken und Fiskus schädliche, veraltete Verrechnungssteuer muss nun 
umgehend angepasst werden. Ohne Reform werden die Unternehmen ge-
zwungen sein, ihre Finanzierungsstrukturen im Ausland mit Personal und 
Funktionen deutlich zu stärken. Gelingt die Reform, wird der Schweizer Fis-
kus Mehreinnahmen von unseren Konzernen vereinnahmen können. Die 



 

 

neuen Vorgaben der OECD tragen auch dazu bei, dass der Bundesrat seine 
oben erwähnten Ziele weitgehend erreichen kann. Scheitert die Verrech-
nungssteuerreform hingegen dürften Mindereinnahmen für den Schweizer 
Fiskus und Arbeitsplatzverlagerungen ins Ausland unausweichlich sein.  

Konzerne werden künftig ihre Finanzierung am (Schweizer) Konzernhauptsitz 
oder am Sitz des Schweizer Prinzipals ausüben wollen, wo sie die neuen 
OECD-Richtlinien am einfachsten erfüllen können. Ideal werden Gesellschaf-
ten mit zahlreichen Konzernfunktionen sein. Vielfach haben diese auch Be-
teiligungen an Tochtergesellschaften und sind auf einen gut funktionierenden 
Beteiligungsabzug angewiesen. Gerade hier weist der Schweizer Beteili-
gungsabzug im internationalen Vergleich Mängel auf. Die Mängel führen zu 
Doppelbesteuerungen (welche der Beteiligungsabzug ja gerade vermeiden 
sollte). Wegen der Unsicherheit zu den finanziellen Folgen bei KMUs hat der 
Bundesrat bei seinem Eckwerteentscheid vom September 2019 unser Anlie-
gen verworfen, den Beteiligungsabzug geringfügig anzupassen und die in Zu-
sammenhang mit Finanzierungsaktivitäten auftretenden Doppelbesteuerun-
gen zu eliminieren. Vor dem Hintergrund der neuen OECD-Richtlinien ist die-
ser Entscheid zu bedauern. 

Ausblick Die Beseitigung der Verrechnungssteuerhindernisse für Fremdfinanzierungs-
aktivitäten bleibt für die Mitgliedunternehmen das wichtigste intern schweize-
rische Steuerprojekt im Nachgang zur AHV-Steuervorlage. Wegen der neuen 
Transferpreis-Richtlinien der OECD hat für die Schweizer Konzerne die Be-
deutung und die Dringlichkeit der Reform sogar deutlich zugenommen. Für 
SwissHoldings ist deshalb zentral, dass ein Scheitern der Verrechnungssteu-
erreform vermieden und die Reform zügig vorangetrieben wird. Damit die Re-
form gelingt und langwierige Streitigkeiten verhindert werden können, ist es 
wichtig, dass die Wirtschaft möglichst ähnliche und politische mehrheitsfähige 
Positionen vertritt. Sind die verschiedenen Wirtschaftskreise unterschiedli-
cher Ansicht (Lücke oder Meldeverfahren für ausländische Zinspapiere) sollte 
der Bundesrat die Reform dennoch vorantreiben und die heiklen Punkte den 
eidgenössischen Räten zur Entscheidung vorlegen.   

SwissHoldings wird sich im Rahmen der Vernehmlassung dafür einsetzen, 
dass die Wirtschaft möglichst geeint auftritt. Um die politische Mehrheitsfä-
higkeit nicht zu gefährden, muss sich ein Meldeverfahren auf jene Bereiche 
beschränken, bei denen ein Steuerabzug durch die Zahlstelle (Bank) hohen 
Aufwand verursacht (ausländische Fonds, strukturierte Produkte und allen-
falls auch ausländische Obligationen). Eine lückenlose Steuersicherung 
dürfte politisch die besseren Chancen haben, als ein System mit Sicherungs-
lücken. Dennoch muss die Wirtschaft auch diese Möglichkeit aufzeigen. Da 
der Automatische Informationsaustausch von Bankdaten (AIA) mit dem Aus-
land häufig schwer verwertbare Daten liefert, muss ein Schweizer Meldever-
fahren besser funktionieren als der AIA (Vorantreiben Projekt E-Wertschriften 
von Banken, ESTV und Kantonen).  

SH wird sich bemühen, dass der Bundesrat noch im Winter 2020/21 eine 
mehrheitsfähige Botschaft dem Parlament unterbreiten kann. Die Corona-
Massnahmen könnten allerdings zu einer Verzögerung führen. 

 

  



 

 

OECD/G20-Projekt zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft 

Aktueller Stand Das Projekt zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft des rund 140 Staa-

ten umfassenden “OECD/G20 Inclusive Framework on BEPS” (IF) befindet 

sich derzeit in einer kritischen Phase: sowohl auf politischer wie auf techni-

scher Ebene sind die IF Staaten zum Teil noch deutlich von einer antizipierten 

Konsenslösung entfernt. Um einen politischen Kompromiss zu finden, schlu-

gen verschiedene europäische Staaten den USA im Zusammenhang mit der 

Corona-Pandemie vor, den Anwendungsbereich von Pfeiler 1 zu Beginn auf 

“automated digital services” zu beschränken. Die “consumer facing busines-

ses” sollten erst später in den Prozess zur Gewinnsteuerumverteilung zu den 

Marktstaaten einbezogen werden. Schliesslich hätten die Digitalkonzerne 

vom Lockdown wirtschaftlich sogar profitiert. Wenig erstaunlich zeigten sich 

die USA, wo die Digitalkonzerne wichtige Steuerzahler sind, mit diesem Vor-

schlag nicht einverstanden. Mit Schreiben vom 12. Juni erklärten die USA, 

bei den Pfeiler-1-Projektarbeiten (siehe Beilage) vorübergehend eine Pause 

einlegen zu wollen, um sich aktuell auf die gravierenden wirtschaftlichen Fol-

gen der Corona-Epidemie fokussieren zu können. Gleichzeitig warnten sie 

andere Staaten davor Digital Services Taxes einzuführen, da solche Steuern 

zu Gegenmassnahmen der USA führen würden.  

Zu Pfeiler 2 (Mindestbesteuerung) zeigten sich die USA in ihrem Schreiben 
optimistisch, dass noch bis Ende Jahr eine globale Vereinbarung geschlos-
sen werden kann. Allerdings verlangen die USA, dass ihre diesbezüglichen 
GILTI-Regelungen als gleichwertig angesehen werden. Gerade die aufstre-
benden Staaten, welche sich besonders für Pfeiler 1 einsetzten, dürften Mühe 
haben, dass die USA weiterhin GILTI anwenden darf, währenddem der Rest 
der Welt die strengeren GLOBE-Regeln anwenden muss. GILTI beruht auf 
dem unternehmensfreundlicheren “Global Blending” (also des weltweiten 
Durchschnitts der Steuerraten), währenddem für GLOBE das strengere “Ju-
risdictional Blending” (durchschnittliche Steuerrate pro Land) zur Anwendung 
gelangen soll. Wenig erstaunlich bekundet allerdings beispielsweise China 
als andere Grossmacht erhebliche Mühe mit den so angedachten Pfeiler-2-
Vorgaben. Die Arbeiten an diesem Pfeiler werden insbesondere von Deutsch-
land und Frankreich angetrieben. Europa (und die Schweiz im Besonderen) 
sollte vorsichtig sein, dass keine steuerlichen Wettbewerbsnachteile für seine 
Unternehmen resultieren. 

Die OECD erklärte als Reaktion auf das Schreiben der USA die Projektarbei-
ten zu beiden Pfeilern in Übereinstimmung mit dem Mandat des IF fortzufüh-
ren. Im Oktober 2020 sollen die Ergebnisse dieser Arbeiten vom IF ange-
schaut werden. Angesichts des temporären Rückzugs der USA von den Ar-
beiten zu Pfeiler 1 erscheint ein Beschluss dazu im Oktober 2020 unrealis-
tisch. Allgemein wird davon ausgegangen, dass sich die OECD auf die Arbei-
ten zu Pfeiler 2 fokussieren wird. Dies mit dem Ziel, dass das IF im Oktober 
2020 hierzu einen politischen Beschluss fällen kann.   

Ob und wann es mit den Arbeiten zu Pfeiler 1 weiter geht, kann derzeit nicht 
beurteilt werden. SwissHoldings geht davon aus, dass diese technisch enorm 
anspruchsvollen Arbeiten erst nach den US-Präsidentschaftswahlen wieder 
richtig aufgenommen werden. Beiden Pfeilern gemeinsam ist, dass ihre In-
kraftsetzung sicher noch mindestens vier bis fünf Jahre dauern dürfte, bevor 
die notwendige Anpassung von zahlreichen Doppelbesteuerungsabkommen 

https://swissholdings.ch/wp-content/uploads/2020/07/Mnuchin-letter-on-OECD-Jun-2020.pdf


 

 

den juristischen Prozess durchlaufen hat.    

Auch auf technischer Ebene gestalten sich die Verhandlungen anspruchsvoll: 
Zum Unified Approach von Pfeiler 1 (Umverteilung von Gewinnsteuersubstrat 
von den Sitzstaaten zu den Markstaaten) wurde vom IF Ende Januar eine 
Übersicht zur Architektur verabschiedet.   

Betrag A: Gemäss der Übersicht sollen im Rahmen des Unified Approach 
gewisse Grossunternehmen (Umsatz >750 Mio. Euro) einen zusätzlichen Teil 
ihrer Gewinne den Marktstaaten zur Besteuerung überweisen: (i) Unterneh-
men, die automatisierte digitalisierte Dienstleistungen erbringen (ii) Unterneh-
men, die (direkt oder indirekt) verbraucherorientierte Güter und Dienstleistun-
gen verkaufen. Der “Betrag A” genannte Gewinnanteil für die Marktstaaten-
wird nach einer fixen Formel bestimmt. Übersteigt der Konzerngewinn ge-
mäss Rechnungslegungsgrundsätzen das Niveau von Routinegewinnen (z.B. 
10% Umsatzrendite), steht dem Marktstaat ein fixer Anteil (z.B. 20%) des 
darüberhinausgehenden Residualgewinns zu. Betrag A ist somit nur geschul-
det, sofern der Konzern besonders hohe Margen erzielt. Es ist vorgesehen, 
verschiedene Wirtschaftssektoren vom Betrag A explizit auszuschliessen 
(z.B. Rohstoffabbau, Finanzsektor). 

Betrag B: Neben Betrag A, soll im Rahmen von Pfeiler 1 eine Vereinheitli-
chung der Entschädigung der Marktstaaten für Basisvertriebsaktivitäten 
(LRD) erreicht werden. Marktstaaten verhalten sich in diesem Bereich laufend 
aggressiver, was bei vielen Unternehmen zusätzliche Ressourcen (Personal, 
Kapital, Zeitaufwand für APAs und MAPs etc.) bindet. Für den Betrag B sollen 
einfache Formeln erarbeitet werden (allenfalls differenziert nach Region oder 
Industriesektor), die die momentan gültigen unternehmensspezifischen Ent-
schädigungen ersetzen würden. 

Betrag C: Übersteigen die im Marktstaat ausgeübten Funktionen (wobei es 
noch unklar ist, ob dies nur für zusätzliche Vertriebsaktivitäten gilt oder auch 
für Nicht-Vertriebsfunktionen) das Niveau für den Betrag B, kann der Markt-
staat eine Entschädigung der zusätzlichen Funktionen als «Betrag C» verlan-
gen.  

Vor sehr grossen Herausforderungen steht die OECD bei der Festlegung des-
jenigen Anteils am Unternehmensgewinn, der die Grundlage für den Betrag 
A bildet, sowie bei der Ausgestaltung eines Mechanismus zur Verhinderung 
von Doppelbesteuerungen durch die  drei Beträge A, B und C. Entwickelt wird 
eine Art «Rulingprozess» bei dem neben dem Sitzstaat eine beschränkte An-
zahl von Marktstaaten zeitnah ihre Zustimmung zur Berechnungsgrundlage 
der Beträge geben müssen. Stimmen diese der Aufteilung des Konzernge-
winns auf Sitzstaat und Marktstaaten zu (und damit auch, welcher Staat Steu-
ersubstrat erhält und welcher verliert), soll dieses Ergebnis für sämtliche be-
troffenen Staaten gelten. Ob z.B. Indien mit seinen allmächtigen Gerichten 
einem solchen Verfahren zustimmen kann, wird sich zeigen müssen. Zu den 
Aktivitäten des Pfeiler 2 betreffend Einführung globaler Mindestbesteue-
rungsregeln (Global Anti-Base Erosion Proposal GloBE) verabschiedete das 
IF Ende Januar einen Update-Bericht. Seither hat die OECD – trotz der 
Corona-Krise - intensiv an der Ausgestaltung des GloBE weitergearbeitet, 
wobei auch in diesem Bereich grosse technische Herausforderungen zu lö-
sen sind und zahlreiche Länder gegen die Einführung von Mindestbesteue-
rungsregeln opponieren.  Für die Schweiz (und andere Länder in ähnlicher 
Position) muss ein globaler Mindeststeuersatz moderat ausfallen. Die USA 



 

 

scheinen keine grundsätzlichen Einwände gegen die Einführung globaler 
Mindestbesteuerungsregeln zu haben. Allerdings verlangen die USA, dass 
sie ihre GILTI-Regeln weiter anwenden können. Damit dürften bei Pfeiler 2 
zwei Standards gelten – für US-Konzerne GILTI und für alle anderen Kon-
zerne GloBE.  Mit anderen Worten müssen Nicht-US-Konzerne in sämtlichen 
Staaten nachweisen, dass sie den globalen Mindeststeuersatz von - häufig 
genannten - 11-13% einhalten. Bei US-Konzernen genügt es, dass sie insge-
samt den GILTI-Mindeststeuersatz (13,1% und ab 2026 16,4%) einhalten. 
Auch wenn die OECD das Gegenteil behauptet, werden hier Äpfel mit Birnen 
verglichen.  

Die Mindestbesteuerungsregeln dürften lediglich Unternehmen mit einem 
Jahresumsatz ab 750 Mio. Euro treffen (CbCR-Vorgaben). Berechnet werden 
soll der Mindeststeuersatz weiterhin in Anwendung von vertrauenswürdigen 
Rechnungslegungsstandards wie IFRS oder US-GAAP und nicht aufgrund 
von (untereinander stark abweichenden, länderspezifischen) Steuerbemes-
sungsregeln. Kleinere Standards wie Swiss GAAP FER dürften nicht aner-
kannt werden und regelmässig Äquivalenzprüfungen bestehen müssen. In 
welchen Fällen Abweichungen von den Ergebnissen der Rechnungslegungs-
standards nötig sind und wie technisch zu verfahren ist (z.B. wie der globale 
konsolidierte Konzernabschluss auf Länder heruntergebrochen werden 
kann), wird immer noch kontrovers diskutiert. Kapitalsteuern sollen bei der 
Berechnung des Mindeststeuersatzes mitberücksichtigt werden, was aber be-
stritten ist. Ebenfalls stark umstritten ist die Frage von Carve-outs (Sachver-
halte, die berechtigen den Mindeststeuersatz zu unterschreiten). Während die 
Chancen für R&D carve outs (IP box) offenbar schlecht stehen, könnten an-
dere Ausnahmen eine Mehrheit finden.  

Ausblick Die Schweizer Wirtschaft und die Schweiz haben kein Interesse an einem 
Scheitern des Projekts zur Besteuerung der digitalisierten Wirtschaft. Wir 
sind darauf angewiesen, dass unsere Unternehmen ihre Produkte und 
Dienstleistungen möglichst ohne Restriktionen in eine Vielzahl von Staaten 
liefern können. Scheitert das Projekt, droht die Einführung von Digital Ser-
vice Taxes und/oder unilateralen Mindestbesteuerungsregeln - möglicher-
weise mit Quellensteuern - in einer Vielzahl von Ländern. Die Digital Service 
Taxes, welche materiell stark voneinander abweichen, werden in einem ers-
ten Schritt primär die US-Digitalkonzerne und die USA treffen. Die USA – 
wer auch immer die Präsidentschaftswahlen in den USA gewinnt - werden 
sich dies nicht gefallen lassen und Gegenmassnahmen ergreifen. Diese 
könnten den weltweiten Handel erheblich beeinträchtigen und es der 
Schweizer Volkswirtschaft verunmöglichen, zügig die Corona-Rezession zu 
überwinden. Deshalb geht es für die Schweiz darum, den Anwendungsbe-
reich schädlicher neuer Regeln möglichst einzuschränken, und sich zügig 
auf die neuen Regeln einzustellen und nach neuen Chancen Ausschau zu 
halten. Mit anderen Worten müssen wir uns ähnlich verhalten, wie beim 
2015 abgeschlossenen BEPS-Projekt. Allerdings dürften wir für die Be-
schlussfassung weniger Zeit erhalten. Dank der AHV-Steuerreform mit den 
neuen Sondermassnahmen (Patentbox, Input deduction) und den parallel 
erfolgten kantonalen Gewinnsteuersenkungen hat das BEPS-Projekt der 
Schweiz mehr Vorteile als Nachteile gebracht.  

Bei den Pfeiler 2-Arbeiten ist entscheidend, dass der Mindeststeuersatz mo-
derat ausfällt. Dürfen US-Unternehmen GILTI anwenden (Steuersatz 



 

 

 

 

 

13,125%), darf der GloBE-Mindeststeuersatz höchstens 10% betragen. An-
sonsten muss auch beim GloBe-Ansatz ein global blending angewendet 
werden. Wird trotz jurisdictional blending ein höherer Mindeststeuersatz als 
10% beschlossen, sind Carve outs wichtig. Zentral ist aus Sicht der Unter-
nehmen auch der administrative Aufwand. Ein jurisdictional blending ist für 
die Unternehmen viel aufwändiger als ein global blending. Hilfreich sind in 
diesem Zusammenhang «weisse Listen». Kann ein Staat nachweisen, dass 
es gar nicht möglich ist, als dass seine Unternehmen den Mindeststeuersatz 
einhalten, gehören sämtliche seiner Unternehmen auf diese weisse Liste. 
Anstelle zahlreicher Ausnahmen sollte vermehrt mit Durchschnittssteuersät-
zen (z.B. der letzten 5 Jahre) gearbeitet werden. Auch dies reduziert den 
administrativen Aufwand für die Unternehmen. Sollten die IF Staaten einen 
Beschluss für Pfeiler 2 fassen, sollte die Schweiz für Schweizer Konzerne 
eine freiwillige Hinzurechnungsbesteuerung prüfen. Dies um eventuellen 
Quellensteuern oder steuerlicher Nicht-Abzugsfähigkeit von Zahlungen aus 
Betriebsstätten in die Schweiz vorzubeugen. Je nach Ausgestaltung der Be-
rechnung des Mindeststeuersatzes könnte es notwendig sein, eine Analyse 
durchzuführen, welche Steuern in der Schweiz in die Berechnung einflies-
sen und welche nicht, um hier gegebenenfalls Anpassungen vorzunehmen. 

Angesichts der Bedeutung des Projekts für die Mitgliedunternehmen und die 
Schweiz begleitet SwissHoldings die Projektarbeiten weiterhin aktiv mit. 
Sollte die OECD Anhörungen durchführen, wird sich SwissHoldings aktiv 
einbringen. 


